
Steuern und Recht

Zahnarztpraxis mit vielen angestellten 
Zahnärzten bleibt freiberuflich
Das Sächsische Finanzgericht hat am 26. Februar 2026 
entschieden, dass es keine festgelegte Anzahl angestell­
ter Ärzte gibt, bei deren Überschreitung eine Zahnarztpra­
xis automatisch zum Gewerbebetrieb wird. Eine 
Gemeinschaftspraxis mit GbR bleibt auch mit vielen an­
gestellten Zahnärzten freiberuflich tätig.

Sachverhalt

Die Steuerpflichtige war eine GbR, die von 2015 bis 2020 
eine Zahnarztpraxis betrieb. Neben den Gesellschafter­
Zahnärzten waren in den Streitjahren 5–6 angestellte 
Zahnärzte sowie 3–4 angestellte Vorbereitungsassisten­
ten tätig. Das Finanzamt ging von einer gewerblichen Tä­
tigkeit aus. Es sah keine belastbaren Anhaltspunkte dafür, 
dass die Gesellschafter an jedem Patienten im gebotenen 
Maß mitgewirkt hätten, besonders nicht in Routinefällen.

Die Entscheidung des FG

Das FG gab der Klage statt. Die Praxis bleibt trotz der An­
zahl der beschäftigten Ärzte freiberuflich und erzielt keine 
gewerblichen Einkünfte. Nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 
EStG ist ein Angehöriger eines freien Berufs auch dann 
noch freiberuflich tätig, wenn er sich der Mithilfe fachlich 
vorgebildeter Arbeitskräfte bedient, die die Arbeit des Be­
rufsträgers jedenfalls in Teilbereichen ersetzen und nicht 
nur von untergeordneter Bedeutung sind.

Für die Freiberuflichkeit eines Zahnarztes muss dieser ei­
ne höchstpersönliche, individuelle Arbeitsleistung am Pati­
enten schulden und deshalb einen wesentlichen Teil der 
ärztlichen Leistungen selbst erbringen. Er muss die zahn­
ärztliche Tätigkeit leitend und eigenvernatwortlich aus­
üben. Ausreichend ist, dass der Zahnarzt aufgrund seiner 
Fachkenntnisse durch regelmäßige und eingehende Kon­
trolle maßgeblich auf die Tätigkeit des angestellten Fach­
personals patientenbezogen Einfluss nimmt, sodass die 
Leistung den "Stempel der Persönlichkeit" des Steuer­ 
pflichtigen trägt.
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Prolog

Mit der Gesundheitsreform 2026 will die Bundesregierung
die  Finanzierung  der  gesetzlichen  Krankenversicherung
stabilisieren  und  den  Ausgabenanstieg  begrenzen.
Geplant  sind  unter  anderem  höhere  Zuzahlungen,
Kürzungen bei einzelnen Leistungen sowie Einsparungen
bei  Verwaltung  und  Vergütungsstrukturen.  Für  gesetzlich
Versicherte  kann  dies  zu  spürbaren  finanziellen
Mehrbelastungen  führen.  Grundlage  ist  der
Kabinettsbeschluss  der  Bundesregierung  vom
28.04.2026.  Eine  vollständige  Liste  der  Einzelmaß-
nahmen finden Sie hier: tinyurl.com/362y2z35

Unsere Themen u. a.:

- Zahnarztpraxis mit vielen angestellten Zahnärzten 
  bleibt freiberuflich
- Umsatzsteuerbefreiung nur bei medizinischer Indikation
- Pflege-Pauschbetrag nachträglich beantragen
- Apotheker muss 8.000 EUR Schmerzensgeld zahlen
- Kasse muss Präparate bei chronischem 
  Fatigue-Syndrom übernehmen
- Aufsichtsbeschwerde gegen Bewertungsplattform 
  neben Klage zulässig
- Krankenkassen dürfen Gesundheitskarte nicht sperren
- Gesundheitsfragen dürfen nicht „ins Blaue hinein“ 
  beantwortet werden
- Rechtsanspruch auf Cannabisblüten
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Die konkreten Gründe im Streitfall

Die Anzahl der angestellten Ärzte führt allein nicht zur Ge­
werblichkeit. Auch die Vorbereitungsassistenten führen 
nicht zur Umqualifizierung der Praxis. Routinebehandlun­
gen können angestellten Zahnärzten überlassen werden. 
Komplexe Fälle führen die Gesellschafter selbst aus oder 
sind am Behandlungskonzept beteiligt.

Die Entscheidung stellt klar, dass die Freiberuflichkeit ei­
ner ärztlichen Tätigkeit nicht allein durch eine große An­
zahl von Fachpersonal gefährdet wird. Vielmehr kommt 
es entscheidend darauf an, dass der Freiberufler auf­
grund seiner Fachkenntnisse maßgeblich auf die Tätigkeit 
des angestellten Fachpersonals patientenbezogen Ein­
fluss nimmt, sodass die erbrachte Leistung den "Stempel 
der Persönlichkeit" des Steuer­ pflichtigen trägt.

Quelle: Sächsisches FG, Urteil v. 26.2.2026, 4 K 766/22

Umsatzsteuerbefreiung nur bei 
medizinischer Indikation
Die Umsatzsteuerbefreiung für Heilbehandlungen gilt 
nicht automatisch für jede ärztliche oder medizinisch 
durchgeführte Leistung. Das BMF hat zur Umsatzsteuer­
befreiung nach § 4 Nr. 14 UStG bei ästhetischen Opera­
tionen und Behandlungen auf BFH­Rechtsprechung 
Bezug genommen. Kosmetische Behandlungen können 
umsatzsteuerpflichtig sein, wenn kein therapeutisches 
Ziel im Vordergrund steht. Für Praxen, Kliniken und selb­
ständige Heilberufe ist die Abgrenzung wirtschaftlich rele­
vant.

Handlungsempfehlung: Dokumentieren Sie bei ästheti­
schen Eingriffen die medizinische Veranlassung nachvoll­
ziehbar. Prüfen Sie Leistungsarten und Abrechnungstexte 
auf umsatzsteuerliche Risiken.

Quelle: BMF­Schreiben veröffentlicht am 21.05.2026

Pflege­Pauschbetrag nachträglich 
beantragen
Das Finanzgericht Düsseldorf hat entschieden, dass der 
Pflege­Pauschbetrag auch nachträglich beantragt werden 
kann, selbst wenn der Steuerbescheid bereits bestands­
kräftig ist. Der Pflege­Pauschbetrag kann geltend ge­
macht werden, wenn ein naher Angehöriger persönlich 
gepflegt wird, zum Beispiel ein Elternteil. Voraussetzung 
ist, dass die Pflege zu Hause erfolgt und keine Vergütung 
dafür gezahlt wird. 

Je nach Pflegegrad beträgt der Pauschbetrag seit 2021 
zwischen 600 EUR und 1.800 EUR jährlich.

Im entschiedenen Fall ging es darum, ob ein Steuerbe­
scheid noch geändert werden kann, wenn der Pflegegrad­
bescheid erst später berücksichtigt wird. Das Gericht 
stellte klar, der Pflegegradbescheid ist ein sogenannter 
Grundlagenbescheid. Deshalb kann er eine Änderung 
des Steuerbescheids ermöglichen.

Wer den Pflege­Pauschbetrag bisher vergessen hat, soll­
te prüfen lassen, ob ein nachträglicher Antrag noch mög­
lich ist. Wichtig ist, den Pflegegradbescheid beizufügen 
und die weiteren Voraussetzungen nachzuweisen.

Das Verfahren ist inzwischen beim Bundesfinanzhof unter 
dem Aktenzeichen VI R 19/25 anhängig. Die Änderungs­
möglichkeit ist durch die Festsetzungsfrist begrenzt.

Quelle: Finanzgericht Düsseldorf

Apotheker muss 8.000 EUR 
Schmerzensgeld zahlen
Das OLG Frankfurt verurteilte einen Apotheker am        
27. April 2026 zur Zahlung von 8.000 EUR Schmerzens­
geld. Der Apotheker verkaufte über fünf Jahre hinweg oh­
ne Rezept abhängig machende Medikamente. 

Das Gericht rechnet der Klägerin ein 40­prozentiges Mit­
verschulden an. Sie veranlasste die Abgabe immer wie­
der. Die Ansprüche vor 2019 sind verjährt.

Das OLG reduzierte das ursprünglich vom LG festgesetz­
te Schmerzensgeld von 10.000 EUR auf 8.000 EUR. Be­
rücksichtigt wurden der lange Zeitraum, die Folgen der 
Abhängigkeit, aber auch der erfolgreiche Entzug binnen 
sechs Wochen und das Fehlen fortbestehender Beein­
trächtigungen.

Quelle: OLG Frankfurt, Urteil v. 27.4.2026, 8 U 131/24

GESUNDHEITSPOLITIK UND RECHT

Kasse muss Präparate bei chronischem 
Fatigue­Syndrom übernehmen
Das Landessozialgericht Niedersachsen­Bremen hat ent­
schieden, dass eine Krankenkasse bei schwerem chroni­
schem Fatigue­Syndrom bestimmte Präparate über­ 
nehmen muss. Das Fatigue­Syndrom ist eine anhaltende, 
krankhafte Erschöpfung mit starker Müdigkeit und vermin­
derter Belastbarkeit, die sich durch Ruhe oft nicht ausrei­
chend bessert.

Im entschiedenen Fall war ein 59­jähriger Patient schwer­
behindert und pflegebedürftig. Er verlangte die Kosten­
übernahme für verschiedene Präparate, darunter Ginkgo, 
Omega­3, Vitamin B12 und NADH. 

Die Krankenkasse lehnte dies ab. Das Gericht verpflichte­
te die Krankenkasse zur Übernahme des überwiegenden 
Teils der Präparate. Grundlage war ein medizinisches 
Gutachten, wonach die Mittel im konkreten Fall sinnvoll 
und empfehlenswert waren.

Bei schwerem chronischem Fatigue­Syndrom können ab­
gesenkte Evidenzmaßstäbe gelten. Auch wenn die stren­
gen Anforderungen der evidenzbasierten Medizin nicht 
vollständig erfüllt sind, kann eine medizinische Mindeste­
videnz ausreichen, wenn sich der Patient krankheitsbe­
dingt in einer hoffnungslosen Lage befindet.

Quelle: LSG Niedersachsen­Bremen, 28.04.2026, Az. L 4 KR 401/21
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Aufsichtsbeschwerde gegen Bewer­
tungsplattform neben Klage zulässig
Der EuGH stellt klar, dass Ärzte sich gegen Bewertungen 
auf Plattformen sowohl bei der Datenschutzbehörde nach 
Art. 77 DSGVO beschweren als auch zivilrechtlich nach 
Art. 79 DSGVO klagen können. Beide Rechtswege beste­
hen unabhängig nebeneinander und schließen sich nicht 
gegenseitig aus.

Für die Praxis bedeutet das, dass Betroffene gleichzeitig 
behördliche Maßnahmen gegen die Plattform anstoßen 
und vor Gericht beispielsweise die Löschung, Unterlas­
sung oder Schadensersatz verlangen können. Da beide 
Verfahren unterschiedliche Ziele verfolgen, ergänzen sie 
sich sinnvoll. Dadurch werden die Möglichkeiten, gegen 
unzulässige Bewertungen vorzugehen, deutlich gestärkt.

Quelle: Ärztezeitung

Krankenkassen dürfen 
Gesundheitskarte nicht sperren
Krankenkassen dürfen die elektronische Gesundheitskar­
te (eGK) bei Beitragsschulden weder entziehen noch 
sperren. Das hat das Bayerische Landessozialgericht mit 
Urteil vom 19. Mai 2026 (Az. L 5 KR 96/23) entschieden.

Auch wenn bei Beitragsrückständen Leistungsansprüche 
ruhen, besteht der Anspruch auf die eGK fort. Eine Sper­
rung oder ein Entzug ist gesetzlich nicht vorgesehen. Be­
rechtigungsscheine dürfen die Gesundheitskarte für 
reguläre Arzt­ und Zahnarztbesuche nicht ersetzen.

Unabhängig davon bleiben Leistungen bei akuten Erkran­
kungen, Schwangerschaft und Früherkennungsuntersu­
chungen weiterhin abgesichert. Wird eine Ratenzah­ 
lungsvereinbarung eingehalten, können zudem wieder re­
guläre Leistungsansprüche bestehen.

Quelle: Bayerisches LSG (5. Senat), 19.05.2026 – L 5 KR 96/23

Gesundheitsfragen dürfen nicht „ins 
Blaue hinein“ beantwortet werden
Das OLG Koblenz hat entschieden, dass Gesundheitsfra­
gen in Versicherungsanträgen nicht ohne sichere Grund­
lage beantwortet werden dürfen. Wer weiß, dass 
medizinische Abklärungen noch laufen, muss diese Unsi­
cherheit offenlegen.

Dem Urteil lag ein Fall aus der privaten Pflegezusatzver­
sicherung zugrunde. Der Versicherungsnehmer hatte für 
seinen Sohn einen Antrag gestellt und dabei Gesund­
heitsfragen zu Erkrankungen des Gehirns und des zentra­
len Nervensystems, darunter Epilepsie, verneint, obwohl 
der Gesundheitszustand des Kindes bereits ärztlich abge­
klärt wurde und Befunde noch ausstanden. Kurz darauf 
ergab sich eine konkrete Diagnose. Der Versicherer hat 
den Vertrag anschließend wegen arglistiger Täuschung 
angefochten.

Das Gericht bestätigte die Anfechtung des Vertrags durch 
den Versicherer.

Auch knappe Ja/Nein­Fragen entbinden nicht von der 
Pflicht zu wahrheitsgemäßen und vollständigen Angaben. 
Bei Personenversicherungen kann schon das Verschwei­
gen laufender Diagnostik schwerwiegende Folgen haben.

Quelle: OLG Koblenz, Urteil v. 11.3.2026, 10 U 629/24

Rechtsanspruch auf Cannabisblüten
Das Landessozialgericht Hamburg hat entschieden, dass 
gesetzlich Versicherte unter bestimmten Voraussetzun­
gen Anspruch auf Versorgung mit Cannabisblüten haben. 
Entscheidend ist, dass eine schwerwiegende Erkrankung 
vorliegt und die behandelnde Ärztin oder der behandeln­
de Arzt die Behandlung medizinisch nachvollziehbar be­
gründet.

Eine Standardtherapie muss im Einzelfall nicht geeignet 
oder nicht anwendbar sein. Die Krankenkasse darf die 
ärztliche Einschätzung nicht ohne Weiteres durch eine ei­
gene Bewertung ersetzen. 

Das Urteil stärkt damit die Position von Patientinnen und 
Patienten, die auf eine Versorgung mit medizinischem 
Cannabis angewiesen sind.

Quelle: LSG Hamburg, Entscheidung vom 26.02.2026 (L 1 KR 87/24 WA)

HONORAR UND UMSATZ

Reduzierter Zuschlag 03110 entfällt für 
Berufsausübungsgemeinschaften
Kurz vor dem Start der Versorgungspauschale am 1. Juli 
2026 entfällt bei der EBM­Ziffer 03110 der reduzierte Zu­
schlag für Berufsausübungsgemeinschaften. Gemein­
schaftspraxen erhalten damit künftig die gleiche 
Vergütung wie Einzelpraxen. Die Ziffer 03110 betrifft die 
Versorgungspauschale in der ärztlichen Grundversor­
gung. Bislang wurden Berufsausübungsgemeinschaften 
finanziell schlechter gestellt. Diese Ungleichbehandlung 
wird nun aufgehoben.

Für viele Gemeinschaftspraxen dürfte das eine spürbare 
wirtschaftliche Entlastung bedeuten. Zugleich verbessert 
die Änderung die Planungssicherheit bei der Abrechnung 
ab dem 1. Juli 2026.

Folgeverordnung für außerklinische 
Intensivpflege jetzt auch digital möglich
Die Folgeverordnung für außerklinische Intensivpflege 
kann ab dem 1. Juli 2026 unter bestimmten Vorausset­
zungen auch in der Videosprechstunde ausgestellt wer­
den. Das teilt die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
(KBV) mit.

Die Gebührenordnungsposition (GOP) für die Verordnung 
außerklinischer Intensivpflege (GOP 37710, 21,28 EUR) 
ist ab 1. Juli auch für die Verordnung in der Videosprech­
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entin oder der Patient den digitalen Einlöseweg tatsäch­
lich nutzen kann. Ist dies nicht der Fall, kommt dem Aus­
druck eine wichtige Funktion als Informations­ und 
Orientierungshilfe zu.

FINANZEN

Steuerfreier Hinzuverdienst auch für 
Ärztinnen und Ärzte interessant
Seit dem 1. Januar 2026 gilt die Aktivrente. Sie ermöglicht 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nach Erreichen 
der Regelaltersgrenze einen steuerfreien Arbeitslohn von 
bis zu 2.000 EUR im Monat.

Für Ärztinnen und Ärzte kann das besonders interessant 
sein, wenn sie im Ruhestand weiter angestellt tätig blei­
ben, etwa in einer Praxis, einem MVZ oder einer Klinik. 
Auch nach einer Praxisabgabe kann eine Weiterbeschäf­
tigung im Angestelltenverhältnis steuerlich attraktiv sein.

Die Steuerbefreiung gilt nur für Einkünfte aus nichtselbst­
ständiger Arbeit. Selbstständige Tätigkeiten, Einkünfte 
aus einer eigenen Praxis und Minijobs fallen nicht darun­
ter. Außerdem muss der Arbeitgeber weiterhin Rentenver­
sicherungsbeiträge oder entsprechende Zuschüsse 
leisten.

Der Freibetrag wird in der Regel direkt beim Lohnsteuer­
abzug berücksichtigt und ist monatlich begrenzt. Nicht 
ausgeschöpfte Beträge können unter bestimmten Voraus­
setzungen später über die Einkommensteuererklärung 
geltend gemacht werden. Sozialversicherungsrechtlich 
bleibt es allerdings bei den üblichen Beiträgen, etwa zur 
Kranken­ und Pflegeversicherung.

AKTUELLE STEUERTERMINE

August 2026: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M): 
10.08.2026 (13.08.2026)* 
Gewerbesteuer, Grundsteuer: 
17.08.2026 (20.08.2026)* 
September 2026: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M), 
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer: 
10.09.2026 (14.09.2026)* 
Oktober 2026: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M, VJ, J): 
12.10.2026 (15.10.2026)*

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern.

WICHTIGER HINWEIS
Die Inhalte unseres Schreibens wurden mit größter Sorgfalt erstellt. Für 

die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte können wir jedoch 

keine Gewähr übernehmen. Gesetze und Rechtsprechung ändern sich 

fortlaufend. Nutzen Sie deshalb unser Schreiben zur Information. Bitte 

denken Sie aber daran, dass Sie vor Ihren Entscheidungen grundsätzlich 

steuerliche oder rechtliche Beratung in Anspruch nehmen, weil wir sonst 

keine Verantwortung übernehmen können.

stunde berechnungsfähig. Ärztliche Praxen können diese 
digital erbringen und korrekt abrechnen.

Für die Ausstellung der Folgeverordnung in der Video­
sprechstunde muss innerhalb der vergangenen zwölf Mo­
nate mindestens eine unmittelbar persönliche Konsul­ 
tation stattgefunden haben. Das stellt den notwendigen 
Erstkontakt sicher, bevor Folgeverordnungen digital erfol­
gen können.

PRAXISFÜHRUNG

Gematik erweitert digitale Patientenakte 
im Juli
Die gematik will im Juli neue Funktionen für die ePA frei­
schalten. Dazu gehört vor allem der nächste Ausbau­
schritt des digital gestützten Medikationsprozesses, 
insbesondere mit Blick auf den elektronischen Medikati­
onsplan und zusätzliche Komfortfunktionen für Versicher­
te.

Geplant ist zunächst die Erweiterung der Medikationsdar­
stellung in der ePA. Neben der bisherigen elektronischen 
Medikationsliste soll der elektronische Medikationsplan 
ergänzt werden, damit Behandlung und Medikation struk­
turierter nachvollzogen werden können.

Hinzu kommen Push­Benachrichtigungen über die jeweili­
ge Krankenkassen­App, etwa bei neuen Zugriffen auf die 
Akte. Außerdem sollen künftig weitere Medikationsanga­
ben ergänzt werden können, zum Beispiel durch Ärzte 
und Apotheken.

Bedeutung für Praxen

Für Arztpraxen bedeutet das vor allem mehr Transparenz 
bei der Medikation und zusätzliche digitale Abläufe im 
Praxisalltag. Die gematik setzt dabei zunächst auf Pilotie­
rung in Modellregionen, bevor die Funktionen schrittweise 
bundesweit ausgerollt werden.

Die weiteren Ausbaustufen sollen nach aktuellem Plan im 
Verlauf von 2026 und Anfang 2027 folgen, unter anderem 
mit Volltextsuche und der Nutzung von Daten für For­
schungszwecke.

Apps auf Rezept
Digitale Gesundheitsanwendungen (DiGA) werden in der 
Praxis zunehmend per Rezept verordnet. Für die Einlö­
sung ist in vielen Fällen eine eRezept­App erforderlich. 
Nicht alle Patientinnen und Patienten nutzen jedoch einen 
digitalen Zugang oder sind mit dem Einlöseweg vertraut.

Für diese Fälle sollte in der Arztpraxis stets ein Ausdruck 
mitgegeben werden. Er enthält die notwendigen Informa­
tionen zu den unterschiedlichen Einlösewegen und wurde 
inzwischen überarbeitet. Damit soll sichergestellt werden, 
dass die Verordnung nicht an technischen oder prakti­
schen Hürden scheitert.

Für die Versorgungspraxis bedeutet das, dass bei der 
Verordnung von DiGA geprüft werden sollte, ob die Pati­
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